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Hauptsatzung des Amtes Britz-Chorin-Oderberg

Vom 18. Februar 2019

Der Amtsausschuss des Amtes Britz-Chorin-Oderberg hat aufgrund der §§ 4 
und 28 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit § 140 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19, 
S. 286), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. 
I/18, Nr. 23) geändert worden ist, am 14. Februar 2019 folgende Satzung 
beschlossen:

§ 1
Name, Sitz, Mitgliedsgemeinden

(1) 	 Das Amt führt den Namen »Britz-Chorin-Oderberg«.
(2) 	 Mitgliedsgemeinden sind die Gemeinde Britz, die Gemeinde Chorin 

mit den Ortsteilen Brodowin, Chorin, Golzow, Neuehütte, Sandkrug, 
Senftenhütte und Serwest, die Gemeinde Hohenfinow, die Gemeinde 
Liepe, die Gemeinde Lunow-Stolzenhagen mit den Ortsteilen Lunow und 
Stolzenhagen, die Gemeinde Niederfinow, die Stadt Oderberg und die 
Gemeinde Parsteinsee mit den Ortsteilen Lüdersdorf und Parstein. 

(3) 	 Sitz des Amtes ist die Gemeinde Britz.

§ 2
Dienstsiegel

Das Amt führt ein Dienstsiegel. Es zeigt in der Mitte den brandenburgischen 
Adler. Die obere Umschrift lautet »AMT BRITZ-Chorin-Oderberg«. Die untere 
Umschrift lautet »LANDKREIS BARNIM«. Oberhalb des Wappens befindet 
sich eine Ziffer. Das Siegel mit der Ziffer 1 trägt zusätzlich noch eine zweite 
obere Umschrift »Amtsdirektor«.

§ 3
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit
(1) 	 Amtsausschussmitglieder teilen dem Vorsitzenden des Amtsausschus-

ses innerhalb von vier Wochen nach der konstituierenden Sitzung des 
Amtsausschusses beziehungsweise im Falle einer Berufung als Ersatz-
person für ein Amtsausschussmitglied nach Annahme der Wahl schrift-
lich ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche 
Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung der Mitgliedschaft im 
Amtsausschuss von Bedeutung sein kann. Anzugeben sind:
1. 	 der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei 

mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben. 

2. 	 jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt im Amt Britz-Chorin-Oderberg. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden des Amtsausschusses innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 4
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung des Amtsausschusses wer-
den spätestens sieben Tage vor der Sitzung nach § 13 Absatz 5 dieser 
Hauptsatzung öffentlich bekannt gemacht.

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern. Dies ist regelmäßig bei folgenden 
Gruppen von Angelegenheiten der Fall:
1. 	 Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
2. 	 Grundstücksgeschäfte und Vergaben,
3. 	 Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner

§ 5
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

(1) 	 In wichtigen Angelegenheiten des Amtes unterrichtet das Amt die Ein-
wohner der amtsangehörigen Gemeinden durch eine Berichterstattung 
des Amtsdirektors im öffentlichen Teil der Sitzungen des Amtsausschus-
ses.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten des Amtes beteiligt das Amt die Einwoh-
ner der amtsangehörigen Gemeinden durch Einwohnerfragestunden, 
Einwohnerversammlungen und Einwohnerbefragungen.

§ 6
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der amtsan-
gehörigen Gemeinden das Recht, sich in Angelegenheiten des Amtes 
mit Vorschlägen, Hinweisen und Beschwerden an den Amtsausschuss 
oder den Amtsdirektor zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwoh-
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nerfragestunde nicht abschließend reagiert werden, ist der Einwohner 
innerhalb von vier Wochen über die Stellungnahme zu den Vorschlägen, 
Hinweisen oder Beschwerden zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 7
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet der 
Amtsausschuss.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen des Amtsausschusses.

(3) 	 Der Amtsdirektor oder ein von ihm Beauftragter leitet die Einwohnerver-
sammlung. Alle Einwohner haben Rede- und Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
dem Amtsausschuss zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohnerschaft kann schriftlich die Durchführung einer Einwoh-
nerversammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten des Amtes betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerversammlung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
amtsangehörigen Gemeinden, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
unterzeichnet sein.

§ 8
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für den Amtsausschuss 
grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet der 
Amtsausschuss durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:
1. 	 Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 

mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

2. 	 Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:
1. 	 Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwoh-

nerschaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.
2. 	 Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine 

Einwohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.
3. 	 Festlegung eines Quorums.
4. 	 Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. Im Üb-

rigen gilt Absatz 1 Satz 2.
(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-

fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten des Amtes betreffen, die in den letzten zwölf 
Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung waren. Er 
muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der amtsangehö-
rigen Gemeinden, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet 
sein.

§ 9
Beteiligung und Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen

(1) 	 Soweit Angelegenheiten des Amtes Kinder und Jugendliche berühren, 
bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwirkung:

1. 	 mediengebundene Formen
2. 	 offene Formen der Beteiligung und
3. 	 projektbezogene Formen.

(2) 	 Über die Durchführung von Formen der Mitwirkung nach Absatz 1 ent-
scheidet der Amtsausschuss durch Beschluss. In dem Beschluss sind die 
Form und Einzelheiten zur Durchführung der Mitwirkung festzulegen.

§ 10
Geschäfte der laufenden Verwaltung

(1) 	 Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere
1. 	 die Vergabe von Aufträgen entsprechend der im Haushalt eingestell-

ten Mittel bis 10.000 Euro,
2. 	 die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen des 

Amtes bis 500 Euro,
3. 	 der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 5.000 Euro 

nicht überschreitet.
(2) 	 Bei Überschreitung der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Wertgrenze, 

ist folgendermaßen zu verfahren:
1. 	 Dem Amtsausschuss wird zum geplanten Vorhaben ein Beschluss-

vorschlag mit Erläuterungen zur Vorgehensweise, zu allen entschei-
dungsrelevanten Fakten und zu den voraussichtlichen finanziellen 
Auswirkungen vorgelegt.

2. 	 Mit der Beschlussfassung zur Vorgehensweise wird der Amtsdirek-
tor ermächtigt, das Vergabeverfahren durchzuführen und die Verga-
beentscheidung zu treffen.

3. 	 Die Entscheidung in Form des Vergabevermerks ist dem Amtsaus-
schuss in der nächsten Sitzung vorzulegen.

§ 11
Personalentscheidungen

(1) 	 Der Amtsausschuss entscheidet auf Vorschlag des Amtsdirektors über 
die Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern ab der Entgeltgruppe 
10 des TVöD-VKA bzw. ab der Entgeltgruppe S 9 des TVöD-SuE.

(2) 	 Der Amtsausschuss entscheidet weiterhin auf Vorschlag des Amts-
direktors über das Ergebnis des Bewerberauswahlverfahrens bei der 
Begründung eines Beamtenverhältnisses sowie über 
1. 	 die Beförderung ab Besoldungsgruppe A 12 sowie
2. 	 die Verleihung eines Amtes einer Laufbahn des höheren Dienstes 

beim Wechsel der Laufbahngruppe.

§ 12
Seniorenbeirat

(1) 	 Der Amtsausschuss richtet für die Vertretung der Interessen von Ein-
wohnern der amtsangehörigen Gemeinden ab dem sechzigsten Lebens-
jahr, einen Beirat ein. Der Beirat führt die Bezeichnung »Seniorenbeirat 
des Amtes Britz-Chorin-Oderberg« und besteht aus zweiunddreißig 
Mitgliedern. Der Beirat setzt sich aus zwei Einwohnern jedes Ortsteiles 
einer amtsangehörigen Gemeinde zusammen. Stehen in einem Ortsteil 
weniger als zwei Mitglieder zur Verfügung, hat dies auf die Arbeit des 
Beirates keine Auswirkungen.

(2) 	 Die Mitglieder des Beirates werden vom Amtsausschuss für die Dau-
er der Wahlperiode des Amtsausschusses durch offene Abstimmung 
benannt. Jedermann kann bei der Amtsverwaltung Vorschläge für die 
Benennung einreichen.

(3) 	 Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellver-
tretenden Vorsitzenden. Der Vorsitzende vertritt den Beirat gegenüber 
den Organen des Amtes.

(4) 	 Dem Beirat ist Gelegenheit zu geben, gegenüber dem Amtsausschuss 
zu Maßnahmen und Beschlüssen, die Auswirkungen auf seinen Aufga-
benbereich haben, Stellung zu nehmen.

(5) 	 Der Amtsdirektor, von ihm beauftragte Personen und Mitglieder des 
Amtsausschusses haben bei Sitzungen des Beirates ein aktives Teil-
nahmerecht.

(6) 	 Die Mitglieder des Beirates sind ehrenamtlich tätig und erhalten eine 
Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der Aufwandsentschädigungs-
satzung des Amtes Britz-Chorin-Oderberg.
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§ 13
Bekanntmachungen

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, die 
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des 
vollen Wortlautes im »Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. 
Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche 
Bekanntmachungen und die Beschlüsse des Amtsausschusses.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatz 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen des Amtsausschusses und seiner Ausschüsse in den nachfol-
genden Bekanntmachungskästen öffentlich bekannt gemacht:

	 Gemeinde Britz	 Eisenwerkstraße 11

	 Gemeinde Chorin	
	 Ortsteil Brodowin	 Anger, gegenüber Brodowiner Dorfstraße 19
	 Ortsteil Chorin	 Mittelreihe 7
	 Ortsteil Golzow	 Bushaltestelle, gegenüber Postberg 12
	 Ortsteil Neuehütte	 Bürgerhaus, Waldstraße 31 a
	 Ortsteil Sandkrug	 Angermünder Straße 36
	 Ortsteil Senftenhütte	 Ärmel 14
	 Ortsteil Serwest	 Buswendeschleife, 
		  neben Serwester Dorfstraße 15

	 Gemeinde Hohenfinow	 Am Anger 33 (Querhaus)
		  Mühlenweg 1
		  Karlswerk 5
	 Gemeinde Liepe	 Karl-Liebknecht-Straße 1, Nebengebäude
		

	 Gemeinde Lunow-Stolzenhagen
	 Ortsteil Lunow	 Lüdersdorfer Straße,
		  vor dem Feuerwehrgebäude
	 Ortsteil Stolzenhagen	 Buswendeschleife
		  Elsengrund

	 Gemeinde Niederfinow	 Choriner Straße 1

	 Stadt Oderberg	 Markt, Berliner Straße 89
		  Am Friedenshain 31
		  Neuendorf 23

	 Gemeinde Parsteinsee	
	 Ortsteil Lüdersdorf	 Dorfstraße 50
	 Ortsteil Parstein	 Angermünder Straße 11

	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhän-
gen, den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
ebenfalls abweichend von Absatz 2 in den in Absatz 5 benannten Be-
kanntmachungskästen. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit 
Ablauf einer vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des An-
schlages und der Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung des Amtes Britz-Chorin-Oderberg« 
vom 8. April 2016, die zuletzt durch die »Zweite Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung des Amtes Britz-Chorin-Oderberg« vom 12. April 2018 geän-
dert worden ist, außer Kraft.

Britz, den 18. Februar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor

Hauptsatzung der Gemeinde Britz

Vom 11. Februar 2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Britz hat aufgrund der §§ 4 und 28 
Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert worden ist, am 
19. November 2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen »Britz«.
(2) 	 Die Gemeinde hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.

§ 2
Wappen und Flagge

(1) 	 Das Wappen der Gemeinde zeigt in grün auf goldenem Boden zwei ver-
schränkte goldene Birkenschösslinge, unten überdeckt von zwei schwe-
benden, schräggekreuzten silbernen Sensen.

(2) 	 Die Flagge der Gemeinde ist dreistreifig, Grün-Gelb-Grün im Verhältnis 
1:3:1 mit dem Gemeindewappen in der Mitte.

§ 3
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der konsti-
tuierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson für ein Mitglied der Gemeindevertre-
tung nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für 
die Ausübung ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:

	 1. �der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise 
Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei mehre-
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ren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 
	 2. �jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-

gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 4
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gremien werden spätes-
tens sieben Tage vor der Sitzung nach § 11 Absatz 5 öffentlich bekannt 
gemacht. 

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern.

§ 5
Unterrichtung und Beteiligung 

der Einwohner
(1) 	 Die Gemeinde unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung 

im öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzende des 
Gremiums nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde beteiligt die Gemeinde die 
betroffenen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerver-
sammlungen und Einwohnerbefragungen.

§ 6
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Gemein-
de das Recht, sich in Angelegenheiten der Gemeinde mit Fragen, Vor-
schlägen und Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung 
zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht 
abschließend reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier 
Wochen über die Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 7
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Gemeindevertretung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Gemeindevertretung.

(3) 	 Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder ein von ihm Beauftrag-
ter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben Rede- und 
Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den 
letzten zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerver-
sammlung waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Ein-
wohner der Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein.

§ 8
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 

Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Gemeindevertre-
tung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die Ge-
meindevertretung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:

	 1. �Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 
mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

	 2. �Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:

	 1. �Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwohner-
schaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.

	 2. �Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine Ein-
wohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.

	 3. �Festlegung eines Quorums.
	 4. �Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. Im Üb-

rigen gilt Absatz 1 Satz 2.
(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-

fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 9
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
(1) 	 Soweit Angelegenheiten der Gemeinde Kinder und Jugendliche berüh-

ren, bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwir-
kung:

	 1. mediengebundene Formen
	 2. offene Formen der Beteiligung und
	 3. projektbezogene Formen.
(2) 	 Über die Durchführung von Formen der Mitwirkung nach Absatz 1 ent-

scheidet die Gemeindevertretung durch Beschluss. In dem Beschluss 
sind die Form und Einzelheiten zur Durchführung der Mitwirkung fest-
zulegen.

§ 10
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

(1) 	 Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere:
	 1. �Entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel, die Vergabe von	 

a)  Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu einem  
     Betrag von 25.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme,	  
	b)  Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 12.000  
     Euro.	  
c)  Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Ver- 
     gabeverordnung bei einem Gesamtaufwand bis 5.000 Euro.

	 2. �Die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der 
Gemeinde bis 500 Euro.

	 3. �Der Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Grundstücks- und 
Vermögensgeschäften, sofern der Wert, bei Mietverträgen die jährli-
che Miete, den Betrag von 5.000 Euro nicht überschreitet.

	 4. �Der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 500 Euro nicht 
überschreitet.

(2) 	 Bei Überschreitung der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Wertgrenzen 
ist der Gemeindevertretung zum geplanten Vorhaben ein Beschlussvor-
schlag mit Erläuterungen zur Vorgehensweise, zu allen entscheidungs-
relevanten Fakten und zu den voraussichtlichen finanziellen Auswirkun-
gen vorzulegen. Mit der Beschlussfassung zur Vorgehensweise wird der 
Amtsdirektor ermächtigt, das Vergabeverfahren durchzuführen und die 
Vergabeentscheidung zu treffen. Die Entscheidung in Form des begrün-
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deten Vergabevermerks ist der Gemeindevertretung in der nächsten 
Sitzung vorzulegen.

(3) 	 Unabhängig von Absatz 1 Nummer 2 und 3 ist die Gemeindevertretung 
jeweils zum ersten Monat eines Quartals über die Stundung, die Nie-
derschlagung und den Erlass von Forderungen der Gemeinde im vor-
herigen Quartal zu unterrichten. Die Unterrichtung hat in Form einer 
Übersicht mit Einzelbeträgen zu erfolgen.

(4) 	 Die Gemeindevertretung ist jeweils zum ersten Monat eines Quartals 
über anhängige gerichtliche Verfahren, an denen die Gemeinde als Par-
tei beteiligt ist, zu unterrichten. Die Unterrichtung hat in Form einer 
Übersicht zu erfolgen, in der mindestens der Gegenstand der Klage und 
die streitenden Parteien benannt werden. Soweit ein Streitwert bekannt 
oder zu ermitteln ist, ist dieser ebenfalls anzugeben.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öffent-

liche Bekanntmachungen der Gemeinde Britz, die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im 
»Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. Dies umfasst auch 
durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Bekanntmachungen 
und die Beschlüsse der Gemeindevertretung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen der Gemeindevertretung im Bekanntmachungskasten der 

Gemeinde in der Eisenwerkstraße 11 öffentlich bekannt gemacht. Die 
Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhängen, 
den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf frühes-
tens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages ist beim 
Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem ausgehäng-
ten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu 
vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
abweichend von Absatz 2 in dem in Absatz 5 benannten Bekanntma-
chungskasten. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit Ablauf einer 
vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des Anschlages und der 
Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages ist beim Anschlag, 
der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem ausgehängten Schrift-
stück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.

§ 12 
Gemeindebedienstete

(1) 	 Die Gemeindevertretung entscheidet auf Vorschlag des Amtsdirektors 
über die Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern.

(2) 	 In dringenden Fällen wird der Amtsdirektor ermächtigt, im Benehmen 
mit dem ehrenamtlichen Bürgermeister selbständig über die Einstellung 
von Arbeitnehmern zu entscheiden. über das Ergebnis des Einstellungs-
verfahrens ist in der nächsten Sitzung der Gemeindevertretung zu infor-
mieren. Die Dringlichkeit ist zu begründen.

§ 13 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung der Gemeinde Britz« vom 15. Sep-
tember 2015, die zuletzt durch die »Erste Satzung zur Änderung der Haupt-
satzung der Gemeinde Britz« vom 27. September 2016 geändert worden ist, 
außer Kraft.

Britz, den 11. Februar 2019

Jörg Matthes 
Amtsdirektor

Hauptsatzung der Gemeinde Chorin

Vom 11. Februar 2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Chorin hat aufgrund der §§ 4 und 
28 Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert worden ist, am 
29. November 2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name, Ortsteile

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen »Chorin«.
(2) 	 Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.
(3) 	 In der Gemeinde bestehen folgende Ortsteile:
	 1. �Ortsteil Brodowin, 

in den Grenzen der Gemarkung Brodowin
	 2. �Ortsteil Chorin, 

in den Grenzen der Gemarkung Chorin
	 3. �Ortsteil Golzow, 

in den Grenzen der Gemarkung Golzow 
	 4. �Ortsteil Neuehütte, 

in den Grenzen der Gemarkung Neuehütte
	 5. �Ortsteil Sandkrug, 

in den Grenzen der Gemarkung Sandkrug

	 6. �Ortsteil Senftenhütte, 
in den Grenzen der Gemarkung Senftenhütte

	 7. �Ortsteil Serwest, 
in den Grenzen der Gemarkung Serwest

(4) 	 Für die in Absatz 3 genannten Ortsteile wird ein Ortsbeirat gewählt. Der 
Ortsbeirat besteht in allen Ortsteilen aus drei Mitgliedern. Der Orts-
beirat wählt aus seiner Mitte für die Dauer seiner Wahlperiode den 
Ortsvorsteher, der zugleich Vorsitzender des Ortsbeirates ist, und den 
stellvertretenden Ortsvorsteher.

§ 2
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der konsti-
tuierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson für ein Mitglied der Gemeindevertre-
tung nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für 
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die Ausübung ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:

	 1. �der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise 
Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei mehre-
ren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 

	 2. �jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gremien werden spätestens 
sieben Tage vor der Sitzung nach § 10 Absatz 5 öffentlich bekannt ge-
macht. 

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern. Dies ist regelmäßig bei folgenden 
Gruppen von Angelegenheiten der Fall:

	 1. Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
	 2. Grundstücksgeschäfte und Vergaben,
	 3. Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner

§ 4
Unterrichtung und Beteiligung 

der Einwohner
(1) 	 Die Gemeinde unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung 

im öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzende des 
Gremiums nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde beteiligt die Gemeinde die 
betroffenen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerver-
sammlungen und Einwohnerbefragungen.

§ 5
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Gemein-
de das Recht, sich in Angelegenheiten der Gemeinde mit Fragen, Vor-
schlägen und Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung 
zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht 
abschließend reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier 
Wochen über die Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 6
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Gemeindevertretung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Gemeindevertretung.

(3) 	 Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder ein von ihm Beauftrag-
ter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben Rede- und 
Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 

Antrag darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den 
letzten zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerver-
sammlung waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Ein-
wohner der Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein.

§ 7
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Gemeindevertre-
tung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die Ge-
meindevertretung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:

	 1. �Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 
mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

	 2. �Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:

	 1. �Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwohner-
schaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.

	 2. �Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine Ein-
wohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.

	 3. �Festlegung eines Quorums.
	 4. �Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung.  

Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2.
(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-

fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 8
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
(1) 	 Soweit Angelegenheiten der Gemeinde Kinder und Jugendliche berüh-

ren, bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwir-
kung:

	 1. mediengebundene Formen
	 2. offene Formen der Beteiligung und
	 3. projektbezogene Formen.
	 Über die Durchführung von Formen der Mitwirkung nach Absatz 1 ent-

scheidet die Gemeindevertretung durch Beschluss. In dem Beschluss 
sind die Form und Einzelheiten zur Durchführung der Mitwirkung fest-
zulegen.

§ 9
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere
1. 	 entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel die Vergabe von
	 a) �Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu einem Be-

trag von 25.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme.
	 b) �Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 

12.000 Euro.
	 c) �Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Vergabe-

verordnung bei einem Gesamtaufwand bis 5.000 Euro.
2. 	 die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der Ge-

meinde bei Beträgen bis 500 Euro.
3. 	 der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 5.000 Euro nicht 

überschreitet.
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§ 10
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Chorin, die durch Rechts-
vorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen Wort-
lautes im »Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. Dies umfasst 
auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Bekanntma-
chungen und die Beschlüsse der Gemeindevertretung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen der Gemeindevertretung in den nachfolgenden Bekanntma-
chungskästen der Gemeinde öffentlich bekannt gemacht:

	 Ortsteil Brodowin	 Anger, gegenüber 
	 Brodowiner Dorfstraße 19

	 Ortsteil Chorin	 Mittelreihe 7
	 Ortsteil Golzow	 Bushaltestelle, 

	 gegenüber Postberg 12
	 Ortsteil Neuehütte	 Bürgerhaus, 

	 Waldstraße 31a 

	 Ortsteil Sandkrug	 Angermünder Straße 36
	 Ortsteil Senftenhütte	 Ärmel 14
	 Ortsteil Serwest	 Buswendeschleife, neben 

	 Serwester Dorfstraße 15
	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhän-

gen, den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
ebenfalls abweichend von Absatz 2 in den in Absatz 5 benannten Be-
kanntmachungskästen. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit 
Ablauf einer vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des An-
schlages und der Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

§ 11 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Chorin vom 30. Sep-
tember 2016, die zuletzt durch die Erste Änderungssatzung vom 10. Februar 
2017 geändert worden ist, außer Kraft.

Britz, den 11. Februar 2019

Jörg Matthes 
Amtsdirektor

Hauptsatzung der Gemeinde Hohenfinow

Vom 22. Februar 2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenfinow hat aufgrund der §§ 4 
und 28 Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19, S. 286), die zuletzt durch 
das Gesetz vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert worden ist, 
am 21. Februar 2019 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen »Hohenfinow«.
(2) 	 Die Gemeinde hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.

§ 2
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der konsti-
tuierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson für ein Mitglied der Gemeindevertre-
tung nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für 
die Ausübung ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:
1. 	 der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei 
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben. 

2. 	 jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gremien werden spätes-
tens sieben Tage vor der Sitzung nach § 10 Absatz 5 öffentlich bekannt 
gemacht. 

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern.

§ 4
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

(1) 	 Die Gemeinde unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung 
im öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzende des 
Gremiums nach pflichtgemäßem  Ermessen.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde beteiligt die Gemeinde die 
betroffenen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerver-
sammlungen und Einwohnerbefragungen.
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§ 5
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Gemein-
de das Recht, sich in Angelegenheiten der Gemeinde mit Fragen, Vor-
schlägen und Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung 
zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht 
abschließend reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier 
Wochen über die Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 6
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Gemeindevertretung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Gemeindevertretung.

(3) 	 Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder ein von ihm Beauftrag-
ter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben Rede- und 
Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den 
letzten zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerver-
sammlung waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Ein-
wohner der Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein.

§ 7
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Gemeindevertre-
tung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die Ge-
meindevertretung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:
1. 	 Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 

mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

2. 	 Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:
1. 	 Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwoh-

nerschaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.
2. 	 Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine 

Einwohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.
3. 	 Festlegung eines Quorums.
4. 	 Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. 
	 Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-
fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 8
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
Soweit Angelegenheiten der Gemeinde Kinder und Jugendliche berühren, 
bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwirkung:
1. 	 mediengebundene Formen
2. 	 offene Formen der Beteiligung und
3. 	 projektbezogene Formen.

§ 9
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

(1) 	 Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere
1. 	 entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel die Vergabe von

a) 	 Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu ei-
nem Betrag von 10.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme.

b) 	 Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 
5.000 Euro.

c) 	 Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Ver-
gabeverordnung bei einem Gesamtaufwand bis 2.000 Euro.

2. 	 die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der 
Gemeinde bei Beträgen bis 500 Euro.

3. 	 der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 500 Euro nicht 
überschreitet.

(2) 	 Bei Überschreitung der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Wertgrenzen 
ist der Gemeindevertretung zum geplanten Vorhaben ein Beschlussvor-
schlag mit Erläuterungen zur Vorgehensweise, zu allen entscheidungs-
relevanten Fakten und zu den voraussichtlichen finanziellen Auswirkun-
gen vorzulegen. Mit der Beschlussfassung zur Vorgehensweise wird der 
Amtsdirektor ermächtigt, das Vergabeverfahren durchzuführen und die 
Vergabeentscheidung zu treffen. Die Entscheidung in Form des begrün-
deten Vergabevermerks ist der Gemeindevertretung in der nächsten 
regulären Sitzung vorzulegen.

§ 10
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Hohenfinow, die durch 
Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vol-
len Wortlautes im »Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. Dies 
umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Be-
kanntmachungen und die Beschlüsse der Gemeindevertretung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen der Gemeindevertretung in folgenden Bekanntmachungskästen 
der Gemeinde öffentlich bekannt gemacht:

	 – Hauptstraße 1
	 – Mühlenweg 1
	 – Karlswerk 5
	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhän-

gen, den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
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ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
abweichend von Absatz 2 in den in Absatz 5 benannten Bekanntma-
chungskästen. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit Ablauf einer 
vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des Anschlages und der 
Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages ist beim Anschlag, 
der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem ausgehängten Schrift-
stück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.

§ 11 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung der Gemeinde Hohenfinow« vom 
16. September 2014 außer Kraft.

Britz, den 22. Februar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor

Hauptsatzung der Gemeinde Niederfinow

Vom 22. Februar 2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Niederfinow hat aufgrund der §§ 4 
und 28 Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19, S. 286), die zuletzt durch 
das Gesetz vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert worden ist, 
am 21. Februar 2019 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen »Niederfinow«.
(2) 	 Die Gemeinde hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.

§ 2
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der konsti-
tuierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson für ein Mitglied der Gemeindevertre-
tung nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für 
die Ausübung ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:
1. 	 der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei 
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben. 

2. 	 jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gremien werden spätes-
tens sieben Tage vor der Sitzung nach § 10 Absatz 5 öffentlich bekannt 
gemacht. 

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern.

§ 4
Unterrichtung und Beteiligung 

der Einwohner
(1) 	 Die Gemeinde unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung 

im öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzende des 
Gremiums nach pflichtgemäßem  Ermessen.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde beteiligt die Gemeinde die 
betroffenen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerver-
sammlungen und Einwohnerbefragungen.

§ 5
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Gemein-
de das Recht, sich in Angelegenheiten der Gemeinde mit Vorschlägen, 
Hinweisen und Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung 
zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht ab-
schließend reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier Wo-
chen über die Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 6
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Gemeindevertretung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Gemeindevertretung.

(3)  	Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder ein von ihm Beauftrag-
ter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben Rede- und 
Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den 
letzten zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerver-
sammlung waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Ein-
wohner der Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein.

§ 7
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Gemeindevertre-
tung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die Ge-
meindevertretung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:
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1. 	 Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 
mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

2. 	 Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:
1. 	 Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwoh-

nerschaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.
2. 	 Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine 

Einwohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.
3. 	 Festlegung eines Quorums.
4. 	 Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. 
	 Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-
fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 8
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
Soweit Angelegenheiten der Gemeinde Kinder und Jugendliche berühren, 
bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwirkung:
1. 	 mediengebundene Formen
2. 	 offene Formen der Beteiligung und
3. 	 projektbezogene Formen.

§ 9
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

(1) 	 Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere
1. 	 entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel die Vergabe von

a) 	 Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu ei-
nem Betrag von 10.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme.

b) 	 Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 
2.000 Euro.

c) 	 Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Ver-
gabeverordnung bei einem Gesamtaufwand bis 2.000 Euro.

2. 	 die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der 
Gemeinde bei Beträgen bis 500 Euro.

3. 	 der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 2.000 Euro 
nicht überschreitet.

(2) 	 Über die Geschäfte gemäß Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a) in formiert 
der Amtsdirektor in regelmäßigen Abständen.

§ 10
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.

(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-
fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Niederfinow, die durch 
Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vol-
len Wortlautes im »Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. Dies 
umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Be-
kanntmachungen und die Beschlüsse der Gemeindevertretung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen der Gemeindevertretung im Bekanntmachungskasten der 
Gemeinde in der Choriner Straße 1 öffentlich bekannt gemacht. Die 
Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhängen, 
den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf frühes-
tens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages ist beim 
Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem ausgehäng-
ten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu 
vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
abweichend von Absatz 2 in dem in Absatz 5 benannten Bekanntma-
chungskasten. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit Ablauf einer 
vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des Anschlages und der 
Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages ist beim Anschlag, 
der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem ausgehängten Schrift-
stück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.

§ 11 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung der Gemeinde Niederfinow« vom 
16. April 2018 außer Kraft.

Britz, den 22. Februar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor
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Hauptsatzung der Gemeinde Liepe

Vom 11. Februar 2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Liepe hat aufgrund der §§ 4 und 28 
Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert worden ist, am 
11. Dezember 2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen »Liepe«.
(2) 	 Die Gemeinde hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.

§ 2
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der konsti-
tuierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson für ein Mitglied der Gemeindevertre-
tung nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für 
die Ausübung ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:

	 1. �der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise 
Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei mehre-
ren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 

	 2. �jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gremien werden spätes-
tens sieben Tage vor der Sitzung nach § 10 Absatz 5 öffentlich bekannt 
gemacht. 

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern.

§ 4
Unterrichtung und Beteiligung 

der Einwohner
(1) 	 Die Gemeinde unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung 

im öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzende des 
Gremiums nach pflichtgemäßem  Ermessen.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde beteiligt die Gemeinde die 
betroffenen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerver-
sammlungen und Einwohnerbefragungen.

§ 5
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Gemein-
de das Recht, sich in Angelegenheiten der Gemeinde mit Fragen, Vor-
schlägen und Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung 
zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht 
abschließend reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier 
Wochen über die Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-

gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 6
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Gemeindevertretung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Gemeindevertretung.

(3) 	 Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder ein von ihm Beauftrag-
ter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben Rede- und 
Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den 
letzten zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerver-
sammlung waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Ein-
wohner der Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein.

§ 7
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Gemeindevertre-
tung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die Ge-
meindevertretung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:

	 1. �Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 
mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

	 2. �Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:

	 1. �Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwohner-
schaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.

	 2. �Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine Ein-
wohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.

	 3. �Festlegung eines Quorums.
	 4. �Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. 
	 Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2.
(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-

fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 8
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
(1) 	 Soweit Angelegenheiten der Gemeinde Kinder und Jugendliche berüh-

ren, bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwir-
kung:
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	 1. mediengebundene Formen
	 2. offene Formen der Beteiligung und
	 3. projektbezogene Formen.
(2) 	 Über die Durchführung von Formen der Mitwirkung nach Absatz 1 ent-

scheidet die Gemeindevertretung durch Beschluss. In dem Beschluss 
sind die Form und Einzelheiten zur Durchführung der Mitwirkung fest-
zulegen.

§ 9
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

(1) 	 Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere
	 1. �entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel die Vergabe von	  

a) Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu einem  
    Betrag von 25.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme.	  
b) Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 

	         12.000 Euro.	  
c) Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Ver- 
    gabeverordnung bei einem Gesamtaufwand bis 5.000 Euro.

	 2. �die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der 
Gemeinde bei Beträgen bis 500 Euro.

	 3. �der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 5.000 Euro nicht 
überschreitet.

(2) 	 Bei Überschreitung der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Wertgrenzen 
ist der Gemeindevertretung zum geplanten Vorhaben ein Beschlussvor-
schlag mit Erläuterungen zur Vorgehensweise, zu allen entscheidungs-
relevanten Fakten und zu den voraussichtlichen finanziellen Auswirkun-
gen vorzulegen. Mit der Beschlussfassung zur Vorgehensweise wird 
der Amtsdirektor ermächtigt, das Vergabeverfahren durchzuführen und 
die Vergabeentscheidung zu treffen. Die Entscheidung in Form eines 
Vergabevermerks ist der Gemeindevertretung in der nächsten Sitzung 
vorzulegen.

§ 10
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Liepe, die durch Rechts-
vorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen Wort-
lautes im »Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. Dies umfasst 
auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Bekanntma-
chungen und die Beschlüsse der Gemeindevertretung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen der Gemeindevertretung im Bekanntmachungskasten der 
Gemeinde in der Karl-Liebknecht-Straße 1 (Nebengebäude) öffentlich 
bekannt gemacht. Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sit-
zungstag auszuhängen, den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die 
Abnahme darf frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des 
Anschlages ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme 
auf dem ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweili-
gen Bediensteten zu vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
abweichend von Absatz 2 im Bekanntmachungskasten der Gemeinde in 
der Karl-Liebknecht-Straße 1 (Nebengebäude). Die Bekanntmachung ist 
in diesen Fällen mit Ablauf einer vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. 
Der Tag des Anschlages und der Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des 
Anschlages ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme 
auf dem ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweili-
gen Bediensteten zu vermerken.

§ 11 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung der Gemeinde Liepe« vom 13. No-
vember 2013 außer Kraft.

Britz, den 11. Februar 2019

Jörg Matthes 
Amtsdirektor
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Hauptsatzung der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen

Vom 11. Januar 2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen hat aufgrund 
der §§ 4 und 28 Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19), die zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert 
worden ist, am 22. November 2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen »Lunow-Stolzenhagen«.
(2) 	 Die Gemeinde hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.
(3)	  In der Gemeinde bestehen folgende Ortsteile:

1. 	 Ortsteil Lunow,
	 in den Grenzen der Gemarkung Lunow
2. 	 Ortsteil Stolzenhagen,
	 in den Grenzen der Gemarkung Stolzenhagen.

§ 2
Ortsvorsteher 

(1) 	 Für die in § 1 Absatz 3 bezeichneten Ortsteile ist jeweils unmittelbar ein 
Ortsvorsteher zu wählen.

(2) 	 Jeder Ortsvorsteher ist vor der Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung in folgenden Angelegenheiten zu hören:
1. 	 Planung von Investitionsvorhaben im Ortsteil,
2. 	 Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flächennutzungsplans 

sowie von Satzungen nach dem Baugesetzbuch und bauordnungs-
rechtlichen Satzungen, soweit sie sich auf den Ortsteil beziehen,

3. 	 Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Auf-
hebung von öffentlichen Einrichtungen im Ortsteil,

4. 	 Aus- und Umbau sowie Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen 
im Ortsteil,

5. 	 Änderung der Grenzen des Ortsteils
6. 	 Erstellung des Haushaltsplanes.

§ 3
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der konsti-
tuierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson für ein Mitglied der Gemeindevertre-
tung nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für 
die Ausübung ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:
1. 	 der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei 
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit 
anzugeben. 

2. 	 jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 4
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gremien werden spätes-
tens sieben Tage vor der Sitzung nach § 11 Absatz 5 öffentlich bekannt 
gemacht. 

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 

Interessen Einzelner es erfordern.

§ 5
Unterrichtung und Beteiligung 

der Einwohner
(1) 	 Die Gemeinde unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung 

im öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzende des 
Gremiums nach pflichtgemäßem  Ermessen.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde beteiligt die Gemeinde die 
betroffenen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerver-
sammlungen und Einwohnerbefragungen.

§ 6
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Gemein-
de das Recht, sich in Angelegenheiten der Gemeinde mit Fragen, Vor-
schlägen und Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung 
zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht 
abschließend reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier 
Wochen über die Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 7
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Gemeindevertretung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Gemeindevertretung.

(3) 	 Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder ein von ihm Beauftrag-
ter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben Rede- und 
Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den 
letzten zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerver-
sammlung waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Ein-
wohner der Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein.

§ 8
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Gemeindevertre-
tung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die Ge-
meindevertretung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:
1.	  Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 

mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

2. 	 Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
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der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:
1. 	 Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwoh-

nerschaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.
2. 	 Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine 

Einwohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.
3. 	 Festlegung eines Quorums.
4. 	 Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. 
	 Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-
fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 9
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
(1) 	 Soweit Angelegenheiten der Gemeinde Kinder und Jugendliche berüh-

ren, bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwir-
kung:
1. 	 mediengebundene Formen
2. 	 offene Formen der Beteiligung und
3. 	 projektbezogene Formen.

(2) 	 Über die Durchführung von Formen der Mitwirkung nach Absatz 1 ent-
scheidet die Gemeindevertretung durch Beschluss. In dem Beschluss 
sind die Form und Einzelheiten zur Durchführung der Mitwirkung fest-
zulegen.

§ 10
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

(1) 	 Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere:
1. 	 Entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel, die Vergabe von

a) 	 Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu ei-
nem Betrag von 5.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme,

b) 	 Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 
5.000 Euro.

c) 	 Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Ver-
gabeverordnung bei einem Gesamtaufwand bis 5.000 Euro.

2. 	 Die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der 
Gemeinde bis 2.500 Euro.

3. 	 Der Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Grundstücks- und 
Vermögensgeschäften, sofern der Wert, bei Mietverträgen die jähr-
liche Miete, den Betrag von 2.500 Euro nicht überschreitet.

4. 	 Der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 2.500 Euro 
nicht überschreitet.

(2) 	 Bei Überschreitung der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Wertgrenzen 
ist der Gemeindevertretung zum geplanten Vorhaben ein Beschlussvor-
schlag mit Erläuterungen zur Vorgehensweise, zu allen entscheidungs-
relevanten Fakten und zu den voraussichtlichen finanziellen Auswirkun-
gen vorzulegen. Mit der Beschlussfassung zur Vorgehensweise wird 
der Amtsdirektor ermächtigt, das Vergabeverfahren durchzuführen und 
die Vergabeentscheidung zu treffen. Die Entscheidung in Form eines 

Vergabevermerks ist der Gemeindevertretung in der nächsten Sitzung 
vorzulegen.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen, die 
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des 
vollen Wortlautes im »Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. 
Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche 
Bekanntmachungen und die Beschlüsse der Gemeindevertretung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen der Gemeindevertretung in den nachfolgenden Bekanntma-
chungskästen der Gemeinde öffentlich bekannt gemacht:

	 Ortsteil Lunow	 Dorfstraße 24
	 Ortsteil Stolzenhagen	 Buswendeschleife Elsengrund.
	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhän-

gen, den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
abweichend von Absatz 2 in den in Absatz 5 benannten Bekanntma-
chungskästen. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit Ablauf einer 
vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des Anschlages und der 
Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages ist beim Anschlag, 
der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem ausgehängten Schrift-
stück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.

§ 12 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung der Gemeinde Lunow-Stolzen-
hagen« vom 16. Februar 2009 außer Kraft.

Britz, den 11. Januar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor
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Hauptsatzung der Stadt Oderberg

Vom 11. Februar 2019

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oderberg hat aufgrund der §§ 4 
und 28 Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19), die zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert 
worden ist, am 12. Dezember 2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name der Stadt

(1) 	 Die Stadt führt den Namen »Oderberg«.
(2) 	 Die Stadt hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.

§ 2
Wappen und Flagge

(1) 	 Das Wappen der Stadt wird wie folgt beschrieben: Es zeigt in Silber 
über grünem Schildfuß eine bezinnte dreitürmige Burg mit schwarzem 
Tor und geöffneten goldenen Torflügeln. Über den mit je einem schwar-
zen Fenster versehenen Türmen schwebt ein roter goldbewehrter Adler.

(2) 	 Die Flagge der Stadt wird wie folgt beschrieben: Rot mit dem Stadtwap-
pen zwischen zwei schmalen weißen Streifen.

§ 3
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung und sachkundige Ein-

wohner teilen dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung 
innerhalb von vier Wochen nach der konstituierenden Sitzung der Stadt-
verordnetenversammlung beziehungsweise im Falle einer Berufung als 
Ersatzperson für ein Mitglied der Stadtverordnetenversammlung nach 
Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie andere 
vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Aus-
übung ihrer Mitgliedschaft in der Stadtverordnetenversammlung von 
Bedeutung sein kann. Anzugeben sind:

	 1. �der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise 
Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei mehre-
ren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 

	 2. �jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Stadt. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Stadtverordnetenversammlung innerhalb von vier Wochen 
nach ihrem Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 4
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gremien werden spätes-
tens sieben Tage vor der Sitzung nach § 11 Absatz 5 öffentlich bekannt 
gemacht. 

(2) 	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern.

§ 5
Unterrichtung und Beteiligung  

der Einwohner
(1) 	 Die Stadt unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung im 

öffentlichen Teil der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und 
der Ausschüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzen-
de des Gremiums nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Stadt beteiligt die Stadt die betroffe-
nen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerversammlun-
gen und Einwohnerbefragungen.

§ 6
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Stadt das 
Recht, sich in Angelegenheiten der Stadt mit Fragen, Vorschlägen und 
Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung zu wenden. 
Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht abschließend 
reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier Wochen über die 
Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, erhält er einen 
Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 7
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung.

(3) 	 Der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung oder ein von ihm 
Beauftragter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben 
Rede- und Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Stadtverordnetenversammlung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten der Stadt betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerversammlung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Stadt, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 8
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Stadtverordne-
tenversammlung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:

	 1. �Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 
mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

	 2. �Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:

	 1. �Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwohner-
schaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.

	 2. �Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine Ein-
wohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.

	 3. �Festlegung eines Quorums.
	 4. �Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. 
	     Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2.
(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-

fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Stadt betreffen, die in den letzten zwölf 
Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung waren. 
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Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der Stadt, die 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 9
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
(1) 	 Soweit Angelegenheiten der Stadt Kinder und Jugendliche berühren, 

bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwirkung:
	 1. mediengebundene Formen
	 2. offene Formen der Beteiligung und
	 3. projektbezogene Formen.
(2) 	 Über die Durchführung von Formen der Mitwirkung nach Absatz 1 ent-

scheidet die Stadtverordnetenversammlung durch Beschluss. In dem Be-
schluss sind die Form und Einzelheiten zur Durchführung der Mitwirkung 
festzulegen.

§ 10
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

(1) 	 Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere:
	 1. �Entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel, die Vergabe von 

a) Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu einem  
    Betrag von 25.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme,	  
b) Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 

	         12.000 Euro.	  
	 c) Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Ver- 
    gabeverordnung bei einem Gesamtaufwand bis 5.000 Euro.

	 2. �Die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der 
Stadt bis 2.500 Euro.

	 3. �Der Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Grundstücks- und 
Vermögensgeschäften, sofern der Wert, bei Mietverträgen die jährli-
che Miete, den Betrag von 2.500 Euro nicht überschreitet.

	 4. �Der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 2.500 Euro nicht 
überschreitet.

(1) 	 Bei Überschreitung der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Wertgrenzen 
ist der Stadtverordnetenversammlung zum geplanten Vorhaben ein Be-
schlussvorschlag mit Erläuterungen zur Vorgehensweise, zu allen ent-
scheidungsrelevanten Fakten und zu den voraussichtlichen finanziellen 
Auswirkungen vorzulegen. Mit der Beschlussfassung zur Vorgehenswei-
se wird der Amtsdirektor ermächtigt, das Vergabeverfahren durchzu-
führen und die Vergabeentscheidung zu treffen. Die Entscheidung in 
Form eines Vergabevermerks ist der Stadtverordnetenversammlung in 
der nächsten Sitzung vorzulegen.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öffent-

liche Bekanntmachungen der Stadt Oderberg, die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im 

»Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. Dies umfasst auch 
durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Bekanntmachungen 
und die Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen der Stadtverordnetenversammlung in folgenden Bekanntma-
chungskästen der Stadt öffentlich bekannt gemacht:

	 – Berliner Straße 89
	 – Am Friedenshain 31
	 – Neuendorf 23
	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhän-

gen, den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
ebenfalls abweichend von Absatz 2 in den in Absatz 5 benannten Be-
kanntmachungskästen. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit 
Ablauf einer vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des An-
schlages und der Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

§ 12 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung der Stadt Oderberg« vom 16. Fe-
bruar 2009 außer Kraft.

Britz, den 11. Februar 2019

Jörg Matthes 
Amtsdirektor
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Hauptsatzung der Gemeinde Parsteinsee

Vom 11. Februar 2019

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Parsteinsee hat aufgrund der §§ 4 
und 28 Absatz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19), die zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, Nr. 23) geändert 
worden ist, am 10. Dezember 2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen »Parsteinsee«.
(2) 	 Die Gemeinde hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde.
(3) 	 In der Gemeinde bestehen folgende Ortsteile:
	 1. �Ortsteil Lüdersdorf, 

in den Grenzen der Gemarkung Lüdersdorf
	 2. �Ortsteil Parstein, 

in den Grenzen der Gemarkung Parstein.

§ 2
Wappen und Flagge

(1) 	 Das Wappen der Gemeinde wird wie folgt beschrieben: Schräg geteilt 
von Gold über Blau, oben zwei schwarze, begrannte Ähren, davon die 
linke außen mit einem geknickten Halmblatt, unten zwei versetzt über-
einander linkshin schwimmende silberne Fische.

(2) 	 Die Flagge der Gemeinde wird wie folgt beschrieben: Dreistreifig, Blau-
Weiß-Blau im Verhältnis 1 : 2 : 1 mit dem Gemeindewappen im Mittel-
streifen, bei Aufhängung an einem Querholz.

§ 3
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf 

oder anderer Tätigkeit 
(1) 	 Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der konsti-
tuierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson für ein Mitglied der Gemeindevertre-
tung nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für 
die Ausübung ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:

	 1. �der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise 
Dienstherrn und die Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei mehre-
ren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 

	 2. �jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde. 

(2) 	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ihrem 
Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 4
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) 	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gremien werden spätes-
tens sieben Tage vor der Sitzung nach § 11 Absatz 5 öffentlich bekannt 
gemacht. 

(2)	 Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte 
Interessen Einzelner es erfordern.

§ 5
Unterrichtung und Beteiligung 

der Einwohner
(1) 	 Die Gemeinde unterrichtet die Einwohner durch eine Berichterstattung 

im öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse. Über eine Berichterstattung entscheidet der Vorsitzende des 

Gremiums nach pflichtgemäßem Ermessen.
(2) 	 In wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde beteiligt die Gemeinde die 

betroffenen Einwohner durch Einwohnerfragestunden, Einwohnerver-
sammlungen und Einwohnerbefragungen.

§ 6
Einwohnerfragestunde

(1) 	 Im Rahmen der Einwohnerfragestunde haben Einwohner der Gemein-
de das Recht, sich in Angelegenheiten der Gemeinde mit Fragen, Vor-
schlägen und Beschwerden an das Gremium oder die Amtsverwaltung 
zu wenden. Kann darauf innerhalb der Einwohnerfragestunde nicht 
abschließend reagiert werden, ist der Einwohner innerhalb von vier 
Wochen über die Stellungnahme zu unterrichten. Ist dies nicht möglich, 
erhält er einen Zwischenbescheid.

(2) 	 Die Dauer der Redezeit soll drei Minuten, die Dauer der Einwohnerfra-
gestunde dreißig Minuten nicht überschreiten.

§ 7
Einwohnerversammlung

(1) 	 Über die Durchführung von Einwohnerversammlungen entscheidet die 
Gemeindevertretung.

(2) 	 Der Amtsdirektor beruft unter Angabe der Tagesordnung und gegebe-
nenfalls des Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt ist, 
die Einwohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffent-
liche Bekanntmachung entsprechend der Vorschriften für die Bekannt-
machung der Sitzungen der Gemeindevertretung.

(3) 	 Der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder ein von ihm Beauftrag-
ter leitet die Einwohnerversammlung. Alle Einwohner haben Rede- und 
Stimmrecht.

(4) 	 Über den Versammlungsverlauf ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. Sie ist dem Amtsdirektor und 
der Gemeindevertretung zuzuleiten.

(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohner-
versammlung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der 
Antrag darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den 
letzten zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerver-
sammlung waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Ein-
wohner der Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein.

§ 8
Einwohnerbefragung

(1) 	 Die Einwohnerbefragung dient der Erkundung des Meinungsbildes der 
Einwohnerschaft, um Entscheidungs- und Planungsprozesse vorzuberei-
ten. Das Ergebnis einer Einwohnerbefragung ist für die Gemeindevertre-
tung grundsätzlich nicht bindend.

(2) 	 Über die Durchführung von Einwohnerbefragungen entscheidet die Ge-
meindevertretung durch Beschluss.

(3) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 sind folgende Festlegungen zur Durch-
führung der Einwohnerbefragung zu treffen:

	 1. �Festlegung einer oder mehrerer hinreichend bestimmter Fragen, die 
mit Ja oder Nein zu beantworten sind oder bei denen über Varianten 
abzustimmen ist.

	 2. �Festlegung des Verfahrens der Durchführung, der Stimmabgabe und 
der Auswertung der Einwohnerbefragung.

(4) 	 In dem Beschluss nach Absatz 2 können weiterhin folgende Festlegun-
gen zur Durchführung der Einwohnerbefragung getroffen werden:

	 1. �Beschränkung der Einwohnerbefragung auf einen Teil der Einwohner-
schaft. Die Beschränkung ist sachlich zu begründen.

	 2. �Einbeziehung von Personen in die Einwohnerbefragung die keine Ein-
wohner sind. Die Einbeziehung ist sachlich zu begründen.

	 3. Festlegung eines Quorums.



AMTSBLATT FÜR DAS AMT BRITZ-CHORIN-ODERBERG  | 19 |Ausgabe 3 | 29. März 2019

	 4. �Festlegung einer Bindungswirkung der Einwohnerbefragung. 
	    Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2.
(5) 	 Die Einwohner können schriftlich die Durchführung einer Einwohnerbe-

fragung unter Bezeichnung der Angelegenheit beantragen. Der Antrag 
darf nur Angelegenheiten der Gemeinde betreffen, die in den letzten 
zwölf Monaten nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerbefragung 
waren. Er muss mindestens von fünf vom Hundert der Einwohner der 
Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 9
Beteiligung und Mitwirkung 

von Kindern und Jugendlichen
(1) 	 Soweit Angelegenheiten der Gemeinde Kinder und Jugendliche berüh-

ren, bestehen für diese folgende Formen der eigenständigen Mitwir-
kung:

	 1. mediengebundene Formen
	 2. offene Formen der Beteiligung und
	 3. projektbezogene Formen.
(2) 	 Über die Durchführung von Formen der Mitwirkung nach Absatz 1 ent-

scheidet die Gemeindevertretung durch Beschluss. In dem Beschluss 
sind die Form und Einzelheiten zur Durchführung der Mitwirkung fest-
zulegen.

§ 10
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

(1) Als Geschäft der laufenden Verwaltung gelten insbesondere:
	 1. �Entsprechend der im Haushalt eingestellten Mittel, die Vergabe von 

a) Bauleistungen einschließlich Straßenbauleistungen bis zu einem  
     Betrag von 5.000 Euro für die Gesamtbaumaßnahme,	  
b) Lieferungen und Leistungen bei einem Gesamtaufwand bis 

	         2.500 Euro.	  
c) Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des § 73 der Ver- 
    gabeverordnung bei einem Gesamtaufwand bis 1.000 Euro.

	 2. �Die Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Forderungen der 
Gemeinde bis 2.500 Euro.

	 3. �Der Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Grundstücks- und 
Vermögensgeschäften, sofern der Wert, bei Mietverträgen die jährli-
che Miete, den Betrag von 2.500 Euro nicht überschreitet.

	 4. �Der Abschluss von Vergleichen, sofern der Streitwert 2.500 Euro nicht 
überschreitet.

(1) 	 Bei Überschreitung der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Wertgrenzen 
ist der Gemeindevertretung zum geplanten Vorhaben ein Beschlussvor-
schlag mit Erläuterungen zur Vorgehensweise, zu allen entscheidungs-
relevanten Fakten und zu den voraussichtlichen finanziellen Auswirkun-
gen vorzulegen. Mit der Beschlussfassung zur Vorgehensweise wird 
der Amtsdirektor ermächtigt, das Vergabeverfahren durchzuführen und 
die Vergabeentscheidung zu treffen. Die Entscheidung in Form eines 
Vergabevermerks ist der Gemeindevertretung in der nächsten Sitzung 
vorzulegen.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) 	 Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.

(2) 	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-
fentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Parsteinsee, die durch 
Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vol-
len Wortlautes im »Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-Oderberg«. Dies 
umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Be-
kanntmachungen und die Beschlüsse der Gemeindevertretung.

(3) 	 In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behörde und 
des Datums hinzuweisen.

(4) 	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie im Rathaus des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 
16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprech-
zeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung muss die 
genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist 
zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die Dauer 
der Auslegung beträgt vierzehn Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(5) 	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen der Gemeindevertretung in folgenden Bekanntmachungskästen 
der Gemeinde öffentlich bekannt gemacht:

	 Ortsteil Lüdersdorf	 Dorfstraße 50
	 Ortsteil Parstein	 Angermünder Straße 11
	 Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sitzungstag auszuhän-

gen, den Tag des Anschlages nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

(6) 	 Die Bekanntmachung von sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften erfolgt 
ebenfalls abweichend von Absatz 2 in den in Absatz 5 benannten Be-
kanntmachungskästen. Die Bekanntmachung ist in diesen Fällen mit 
Ablauf einer vierzehntägigen Aushangfrist bewirkt. Der Tag des An-
schlages und der Abnahme zählen nicht mit. Der Tag des Anschlages 
ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach der Abnahme auf dem 
ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Be-
diensteten zu vermerken.

§ 12 
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die »Hauptsatzung der Gemeinde Parsteinsee« vom 
16. März 2009 außer Kraft.

Britz, den 11. Februar 2019

Jörg Matthes 
Amtsdirektor
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Haushaltssatzung der Gemeinde Chorin für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
wird nach Beschluss Nr. CH-100/2018 der Gemeindevertretung Chorin vom 
20.12.2018 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 ordentlichen Erträge auf � 3.517.077 EUR
	 ordentlichen Aufwendungen auf� 3.644.712 EUR

	 außerordentlichen Erträge auf � 0 EUR 
	 außerordentlichen Aufwendungen auf� 0 EUR

2.	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf� 4.194.297 EUR
	 Auszahlungen auf� 4.477.555 EUR

	 festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit� 3.002.447 EUR
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit� 3.028.855 EUR

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit� 1.191.850 EUR
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit� 1.435.500 EUR

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit� 0 EUR
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit� 13.200 EUR

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven� 0 EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven� 0 EUR

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer
	 a) �für die land- und forstwirtschaftliehen Betriebe � 273 v. H.
	 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 400 v. H.

2. 	 Gewerbesteuer	 324 v. H.

§ 5
1. 	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf 5.000,00 Euro festgesetzt.

2. 	 Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt 
einzeln darzustellen sind, wird auf 5.000,00 Euro festgesetzt.

3. 	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird auf 5.000,00 Euro festgesetzt.

4. 	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 
bei:

	 a) �der Entstehung eines Fehlbetrages auf 100.000 Euro und
	 b) �bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendun-

gen oder Einzelauszahlungen auf 100.000 Euro

festgesetzt.

Britz, 05. Februar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor

Hinweis zur Haushaltssatzung der Gemeinde Chorin für das Haushaltsjahr 2019

Jeder kann gemäß § 67 Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) während der Geschäftszeiten des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Einsicht in die Haushaltssatzung der Gemeinde Chorin für das Haushaltsjahr 2019 nehmen.

Britz, 05. Februar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor
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Haushaltssatzung der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird 
nach Beschluss Nr. LS- 004/2019 der Gemeindevertretung Lunow-Stolzenha-
gen vom 21. Februar  2019 folgende Haushaltssatzung  erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 ordentlichen Erträge auf 	 1.821.029 EUR
	 ordentlichen Aufwendungen auf	 1.818.361 EUR

	 außerordentlichen  Erträge auf	 0 EUR
	 außerordentlichen  Aufwendungen auf	 0 EUR

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 1.922.660 EUR
	 Auszahlungen auf	 2.080.815 EUR

festgesetzt.

Von den Einzahlungen  und Auszahlungen  des Finanzhaushaltes  entfallen 
auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit	 1.625.300 EUR
Auszahlungen  aus laufender Verwaltungstätigkeit	 1.500.965 EUR

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit	 254.560 EUR
Auszahlungen  aus der Investitionstätigkeit	 451.650 EUR

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit	 42.800 EUR
Auszahlungen  aus der Finanzierungstätigkeit	 128.200 EUR

Einzahlungen  aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0 EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0 EUR

§ 2
Kredite  zur  Finanzierung  von Investitionen  und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer
a) 	 für die land- und forstwirtschaftliehen Betriebe 	 256 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)	 400 v. H.

2. 	 Gewerbesteuer 	 323 v. H.

§ 5
1.  	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche  Erträge und Aufwendungen  

als für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, 
wird auf 5.000,00 Euro festgesetzt.

2.  	 Die Wertgrenze für die insgesamt  erforderlichen  Auszahlungen, ab der 
Investitionen  und Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt  
einzeln darzustellen  sind, wird auf 5.000,00 Euro festgesetzt.

3. 	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige  und außerplanmäßige  Auf-
wendungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemein-
devertretung bedürfen, wird auf 5.000,00 Euro festgesetzt.

4.  	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung  zu erlassen ist, werden 
bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 100.000 Euro und
b)  	bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendun-

gen oder Einzelauszahlungen  auf 100.000 Euro
	 festgesetzt.

Britz, 8. März 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor

Hinweis zur Haushaltssatzung  
der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen für das Haushaltsjahr  2019

Jeder kann gemäß § 67 Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) während der Geschäftszeiten des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Einsicht in die Haushaltssatzung  der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen für das Haushaltsjahr  2019 nehmen.

Britz, 08. März 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor
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Haushaltssatzung der Gemeinde Niederfinow für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des§ 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird 
nach Beschluss-Nr. Nl-012/2019 der Gemeindevertretung Niederfinow vom   
21.02.2019 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1.  	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag  der

	 ordentlichen Erträge auf 	 1.367.455 €
	 ordentlichen Aufwendungen auf	 1.512.435 €

	 außerordentliche  Erträge auf 	 0 €
	 außerordentlichen  Aufwendungen auf 	 0 €

2.  	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag  der

	 Einzahlungen auf	 1. 249.595 €
	 Auszahlungen auf	 1.637.455 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes  entfallen 
auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit	 1.237.795 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit	 1.336.255 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit	 11.800 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit	 292.000 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit	 0 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit	 9.200 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 	 0 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0 €

§ 2
Der Gesamtbetrag  der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Inves-
titionen erforderlich ist, wird auf 0 Euro festgesetzt.

§ 3
Es werden keine Verpflichtungsermächtigungen festgesetzt.

§ 4
Die Hebesatze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer
a)  für die land- und forstwirtschaftliehen Betriebe	 250 v. H.
b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B)	 350 v. H.

2. 	 Gewerbesteuer	 300 v. H.

§ 5
1. 	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf 15.000 Euro festgelegt.

2. 	 Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt  
einzeln darzustellen sind, wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

3. 	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

4. 	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung  zu erlassen ist, werden 
bei:
a)	 Der Entstehung eines Fehlbetrages auf 50.000 Euro und
b)	 bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendun-

gen oder Einzelauszahlungen auf 50.000 Euro 
festgesetzt.

Britz, 8. März 2019

Jörg Matthes 
Amtsdirektor

Hinweis zur Haushaltssatzung der Gemeinde Niederfinow für das Haushaltsjahr 2019

Jeder kann gemäß § 67 Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) während der Geschäftszeiten des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Einsicht in die Haushaltssatzung der Gemeinde Niederfinow für das Haushaltsjahr 2019 nehmen.

Britz,  8. März 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor
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Haushaltssatzung der Gemeinde Parsteinsee für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird 
nach Beschluss PS-039/2018 der Gemeindevertretung Parsteinsee vom 
10.12.2018 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 ordentlichen Erträge auf � 1.120.177 EUR 
	 ordentlichen Aufwendungen auf� 1.112.150 EUR

	 außerordentliche Erträge auf � 0 EUR 
	 außerordentlichen Aufwendungen auf� 0 EUR

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf� 1.344.406 EUR
	 Auszahlungen auf� 1.956.730 EUR

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit� 834.246 EUR
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit� 959.180 EUR

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit� 426.860 EUR
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit� 877.400 EUR

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit� 83.300 EUR
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit� 120.150 EUR

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven� O EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven� O EUR

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer
	 a) �für die land- und forstwirtschaftliehen Betriebe � 256 v. H.
	 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 400 v. H.

2. 	 Gewerbesteuer � 323 v. H.

§ 5
1. 	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen 

als für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, 
wird auf 15.000 Euro festgesetzt.

2. 	 Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt 
einzeln darzustellen sind, wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

3. 	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

4. 	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 
bei:

	 a) �der Entstehung eines Fehlbetrages auf 50.000 Euro und
	 b) �bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendun-

gen oder Einzelauszahlungen auf 50.000 Euro 

festgesetzt.

Britz, 12. Februar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor

Hinweis zur Haushaltssatzung der Gemeinde Parsteinsee für das Haushaltsjahr 2019

Jeder kann gemäß § 67 Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) während der Geschäftszeiten des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Einsicht in die Haushaltssatzung der Gemeinde Parsteinsee für das Haushaltsjahr 2019 nehmen.

Britz, 12. Februar 2019

Jörg Matthes
Amtsdirektor
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Hinweis zu den Jahresabschlüssen  2011 des Amtes Britz-Chorin-Oderberg,  
der Gemeinden Britz, Chorin, Hohenfinow, Liepe, Lunow-Stolzenhagen, Niederfinow,  

Parsteinsee und der Stadt Oderberg

Der  Amtsausschuss des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, die Gemeindevertre-
tungen Britz, Chorin,  Hohenfinow, Liepe, Lunow-Stolzenhagen, Niederfinow,  
Parsteinsee sowie die Stadtverordnetenversammlung Oderberg haben über   
ihre geprüften Jahresabschlüsse 2011 beschlossen und den Amtsdirektor  
eingeschränkt entlastet. Diese  Beschlüsse wurden im Amtsblatt für das  
Amt Britz-Chorin-Oderberg in der Ausgabe 8/2015 sowie in den Ausgaben  
1/2018, 2/2018, 3/2018, 6/2018, 7/2018, 8/2018 9/2018 öffentlich bekannt 
gemacht.

Gemäß § 82 Abs. 5 Satz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) wird darauf hingewiesen, dass jeder während der Geschäftszei-
ten des Amtes Britz-Chorin-Oderberg Einsicht in die Jahresabschlüsse  2011   
und ihre Anlagen nehmen kann.

Jörg Matthes
Amtsdirektor«

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Übertragung der abstrakten Aufgabe  
der Schulträgerschaft von der Gemeinde Chorin  an die Gemeinde Britz 

vom 27. November  2018

Auf Grund von § 101 des Gesetzes über die Schulen im Land Brandenburg  
(BbgSchulG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBI. 
I Nr. 8 S. 78) das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10. Juli 2017  
(GVBI. 1/17 Nr. 16 S. ber. GVBI. 1/17 Nr. 22) geändert worden ist und § 5 
Absatz 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Bran-
denburg  (GKGBbg)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. November 
2017 (GVBJ. 1/17 Nr. 25) vereinbaren die in § 1 genannten Gemeinden Fol-
gendes:

§ 1
Gegenstand der Vereinbarung

Die Gemeinde Chorin überträgt der Gemeinde Britz als Träger der »Max- 
Kienitz-Grundschule« zur Gewährleistung eines geordneten  Schulbetriebes 
die Aufgabe der Schulträgerschaft für die Ortsteile Brodowin, Chorin, Gol-
zow, Neuehütte, Sandkrug  und Serwest. Die Aufgabenübertragung schließt  
die Befugnis zum Erlass der Satzung der Festlegung des Schulbezirkes ent-
sprechend § 106 Absatz 2 BbgSchulG für die in Satz 1 abschließend aufge-
zählten Ortsteile der Gemeinde Chorin ein.

§ 2
Kostenregelung

(1)  	Die Gemeinde Britz erhebt gernaß § 116 BbgSchulG als Schulträger 
»Schulkostenbeiträge« auf der Grundlage der Personalaufwendungen 
für das sonstige Personal gemäß § 68 Absatz 2 Satz 2 BbgSchulG und 
der laufenden Aufwendungen für den Sachbedarf gemäß § 110 Absatz 2 
BbgSchulG. Sie werden in zwei Teilbeträgen zum 1. Mai und 1. Novem-
ber des laufenden Haushaltsjahres auf der Grundlage der im Haushalts-
plan veranschlagten Erträge und Aufwendungen vorläufig erhoben. Die 
Endabrechnung erfolgt zum 30. April des folgenden Haushaltsjahres.

(2) 	 Im Sinne einer betriebswirtschaftliehen Nutzung wird vereinbart, dass 
das Schulgebäude in Teilbereichen von der Gemeinde Britz für außer
schulische Zwecke zum Beispiel für den Hort der Gemeinde Britz genutzt 
werden kann.

(3) 	 Die  Nutzung der angegliederten Sporthalle ist für gemeinnützige Verei-
ne beider Gemeinden kostenlos.

(4) 	 Der Gemeinde  Chorin  ist es freigestellt, ob sie sich an geplanten In-
vestitionen  finanziell beteiligt. ln den Fällen der Investitionsbeteiligung 
sind gesonderte Vereinbarungen zu treffen.

§ 3
Informationspflicht

Die Gemeinde Britz unterrichtet die Gemeinde Chorin frühzeitig von wichti-
gen Schulentwicklungen und Schulplanungen.

§ 4
Laufzeit und Kündigungsfristen

(1) 	 Die Vereinbarung  wird auf unbestimmte  Zeit geschlossen.
(2) 	 Diese Vereinbarung kann von den beteiligten Gemeinden auf den Ab-

lauf  eines Schuljahres mit einjähriger  Frist  gekündigt werden, wenn 
sich die schulische Situation im bisherigen Einzugsbereich der Schule 
so sehr verändert hat, dass der kündigenden Gemeinde das Verbleiben  
unter der Bindung der Vereinbarung nicht mehr zugemutet werden kann. 
Darüber hinaus bleibt das Recht der Kündigung aus einem anderen 
wichtigen Grund unberührt.

(3) 	 Änderungen, Aufhebung und Kündigung dieser öffentlich-rechtlichen  
Vereinbarung bedarf der Schriftform.

(4) 	 Hat die Kündigung schulorganisatorische Änderungen im Sinne des 
§ 105 in Verbindung mit § 104 BbgSchulG zur Folge, so kann sie erst 
wirksam werden, wenn das für Schulen zuständige Ministerium und 
die untere Kommunalaufsicht des Landkreises Barnim diese Änderung   
genehmigt hat.

§ 5
lnkrafttreten

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird am Tag nach der letzten öf-
fentlichen Bekanntmachung frühestens mit Wirksamkeit der Genehmigung 
wirksam.

Britz, den 27. November 2018
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Einladung zur Genossenschaftsversammlung  
der Jagdgenossenschaft Lüdersdorf am 12. April 2019

Am Freitag, den 12. April 2019 um 16 Uhr findet in der Gaststätte zum 
Farmer in Lüdersdorf die Genossenschaftsversammlung der Jagdgenossen-
schaft Lüdersdorf statt.
Alle Eigentümer bejagbarer Flächen des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes 
Lüdersdorf sind herzlich eingeladen.

Tagesordnung:
1. 	 Begrüßung
2. 	 Feststellen der Beschlussfähigkeit der fristgemäßen Ladung
3. 	 Rechenschaftsbericht und Kassenbericht des Vorstandes für die Jagd-

jahre 2015 bis 2019

4. 	 Beschluss über die Verwendung des Reinertrages aus der Jagdnutzung 
der Jahre 2015 bis 2019 

5. 	 Beschluss über die Entlastung des Vorstandes
6. 	 Beschluss über die Entlastung des Kassenwartes
7. 	 Wahl eines neuen Vorstandes gemäß Satzung
8. 	 Bericht des Jagdpächters
9. 	 Sonstiges

Gunther Strehl
Jagdvorsteher

Einladung zur Genossenschaftsversammlung der Mitglieder  
der Jagdgenossenschaft Brodowin

Datum: 	 26.04.19
Zeit: 	 19.00 Uhr 
Ort: 	 Gaststätte „Schwarzer Adler“ 
	 in 16230 Chorin OT Brodowin 
	 Brodowiner Dorfstraße 80 

Eingeladen sind alle Eigentümer von Grundflächen, die zum gemeinschaftli-
chen Jagdbezirk der Jagdgenossenschaft Brodowin gehören, auf denen Jagd 
ausgeübt werden darf. 

Tagesordnung:
1. 	 Begrüßung
2. 	 Feststellen der Beschlussfähigkeit und der fristgemäßen Ladung
3. 	 Protokollkontrolle zur Genossenschaftsversammlung vom 20.04.18 mit  

Beschlussfassung
4. 	 Bericht des Jagdvorstehers zum Jagdjahr 2018/2019
5. 	 Bericht des Kassenwartes über das Pachtjahr 2018/2019

6. 	 Beschlussfassung über die Entlastung des Jagdvorstandes 2018/2019
7. 	 Beschlussfassung über die Entlastung des Kassenwartes 2018/2019
8. 	 Beschlussfassung zur Verwendung des Reinertrages der Jagdnutzung 

aus dem Jagdjahr 2018/2019 und der Kassenrücklagen 
9. 	 Diskussion und Beschlussfassung zum Haushaltsplan 2019/2020
10. 	Sonstiges 
11. 	Diskussion 

Zur Anlegung des Jagdkatasters haben die Jagdgenossen vor Ausübung 
ihrer Mitgliedschaftsrechte dem Jagdvorsteher alle zur Anlegung und Fort-
schreibung des Jagdkatasters erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
Die Versammlung ist beschlussfähig, unabhängig von der Anzahl der erschie-
nenen Jagdgenossen. 

Klaus-Peter Schwendike 
Jagdvorsteher
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Wahl der Gemeindevertretung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters in der Gemeinde Britz am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Britz und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Britz,
am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Britz,
am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Britz 

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 
2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 32 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthal-
ten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 18 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, po-
litischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Britz 
benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.
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6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist 
nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 Bb-
gKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei 
eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der Zustim-
mungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften 
anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Be-
scheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 
BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 

sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindes-
tens einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im 
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Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistags-
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Britz durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Britz durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder 
durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Gemeindevertretung 
Britz vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Britz, so ist auch die Wählergruppe, für die er bei der 
Wahl zur Gemeindevertretung Britz antritt, von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er aufgrund eines Wahl-
vorschlages dieser Wählergruppe zum ehrenamtlichen Bürgermeis-
ter der Gemeinde Britz gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 
11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufge-
legt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Britz unterzeich-
nen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag  
unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten 
Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 

in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.
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B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Britz 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Britz 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Britz mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den 
Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz 

Wahl der Gemeindevertretung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters und der Ortsbeiräte in den Ortsteilen Brodowin, Chorin, Golzow, Neuehütte, 

Sandkrug, Serwest in der Gemeinde Chorin am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Chorin und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Chorin
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Brodowin,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Chorin,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Golzow,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Neuehütte,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Sandkrug,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Serwest

	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Chorin,

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Chorin  

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 
2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.
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5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 18 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Chorin 
benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:

a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-
KWahlG wählbar sein.

b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung 
ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgK-
WahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 
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7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindes-
tens einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im 
Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistags-
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Chorin durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 

seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Chorin durch mindestens eine Gemeindevertreterin 
oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Gemeindevertretung 
Chorin vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Chorin, so ist auch die Wählergruppe, für die er bei der 
Wahl zur Gemeindevertretung Chorin antritt, von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er aufgrund eines 
Wahlvorschlages dieser Wählergruppe zum ehrenamtlichen Bürger-
meister der Gemeinde Chorin gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 
11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufge-
legt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
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Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Chorin unter-
zeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 

in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Chorin 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Britz 

gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Britz mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den 
Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Brodowin 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Chorin gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Brodowin  mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Brodowin ist 
das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 

sind und im Ortsteil Brodowin ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Chorin wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Brodowin bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Brodowin wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Chorin 
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchsta-
be A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 3 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. 

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahl-
vorschlags im Ortsbeirat des Ortsteils Brodowin durch mindestens 
ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, 
die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Brodowin 
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vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte 
Voraussetzung erfüllt.

	 Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 
bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

D.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Chorin 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Chorin gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Chorin mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Chorin ist das 
Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Chorin ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Chorin wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Chorin bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Chorin wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Chorin 
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchsta-
be A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 3 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. 

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Chorin durch mindestens ein 
Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Ent-
sprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die 
aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Chorin vertreten 
sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an 
ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung 
erfüllt.

	 Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 
bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

E.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Golzow 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Chorin gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Golzow mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Golzow ist das 
Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4  Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Golzow ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Chorin wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-

folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Golzow bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Golzow wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Chorin 
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchsta-
be A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 3 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. 

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Golzow durch mindestens ein 
Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Ent-
sprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die 
aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Golzow vertreten 
sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an 
ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung 
erfüllt.

	 Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 
bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

F.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehütte 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Chorin gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Neuehütte mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehütte ist 
das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 

sind und im Ortsteil Neuehütte ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Chorin wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehütte bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Neuehütte wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Chorin 
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchsta-
be A Nummer 7.2 entsprechend.

6. 	 Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunterschriften bei-
zufügen.

G.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Sandkrug 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Chorin gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Sandkrug mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Sandkrug ist 
das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 
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sind und im Ortsteil Sandkrug ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Chorin wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Sandkrug bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Sandkrug wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Chorin 
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchsta-
be A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunterschriften bei-
zufügen.

H.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Senftenhütte 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Chorin gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Sandkrug mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Sandkrug ist 
das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 

sind und im Ortsteil Sandkrug ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Chorin wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Sandkrug bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Sandkrug wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Chorin 
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchsta-
be A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunterschriften bei-
zufügen.

I.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Serwest 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Chorin gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Serwest mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Serwest ist 
das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 

sind und im Ortsteil Serwest ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Chorin wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Serwest bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Serwest wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Chorin 
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchsta-
be A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunterschriften bei-
zufügen.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz 
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Wahl der Gemeindevertretung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters in der Gemeinde Hohenfinow am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenfinow  und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Hohenfinow,
	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Hohenfinow,

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenfinow  

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 
2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 

einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 12 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Hohen-
finow benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
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Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist 
nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 Bb-
gKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei 
eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der Zustim-
mungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften 
anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgK-
WahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß 
§ 33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-

sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften

8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-
gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
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aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindes-
tens einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im 
Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistags-
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Hohenfinow durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertre-
ter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Hohenfinow durch mindestens eine Gemeindevertrete-
rin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Gemeindevertretung 
Hohenfinow vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Hohenfinow  so ist auch die Wählergruppe, für die er 
bei der Wahl zur Gemeindevertretung Hohenfinow antritt, von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er auf-
grund eines Wahlvorschlages dieser Wählergruppe zum ehrenamtli-
chen Bürgermeister der Gemeinde Hohenfinow gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 
11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufge-
legt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-

kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenfinow un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 
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in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Hohenfinow  

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Hohen-
finow gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Hohenfinow  mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 

seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den 
Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 16 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz 

Wahl der Gemeindevertretung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters in der Gemeinde Liepe am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Liepe  und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Liepe,
	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Liepe,

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Liepe  

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 8  Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 
2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.
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5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 12 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Liepe 
benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:

a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-
KWahlG wählbar sein.

b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung 
ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgK-
WahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 
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7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindes-
tens einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im 
Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistags-
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Liepe durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 

seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Liepe durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder 
durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Gemeindevertretung 
Liepe vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Liepe, so ist auch die Wählergruppe, für die er bei 
der Wahl zur Gemeindevertretung Liepe antritt, von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er aufgrund eines 
Wahlvorschlages dieser Wählergruppe zum ehrenamtlichen Bürger-
meister der Gemeinde Liepe gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 
11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufge-
legt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
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Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Liepe unter-
zeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-

ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 

in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Liepe  

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Liepe 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Liepe  mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den 
Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 16 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz 
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Wahl der Gemeindevertretung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters und der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers in den Ortsteilen Lunow und  

Stolzenhagen in der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen  

und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen,
–	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Lunow 

und
–	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Stol-

zenhagen 
	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen,

–	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Lunow 
und

–	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Stol-
zenhagen 

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Lunow-Stolzen-
hagen  

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 
2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 12 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
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Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-

vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde 
Lunow-Stolzenhagen benannt sein. Die Bewerberin oder der 
Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied 
einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu 
dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung 
ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-

chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgK-
WahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
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und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens 
einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreis-
tag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder 
in der Gemeindevertretung Lunow-Stolzenhagen durch mindestens 
eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeinde-
vertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Ge-
meindevertretung Lunow-Stolzenhagen durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Gemeindevertretung 
Lunow-Stolzenhagen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Lunow-Stolzenhagen  so ist auch die Wählergruppe, für 
die er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Lunow-Stolzenhagen 
antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften be-
freit, wenn er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Wählergrup-
pe zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Lunow-Stol-
zenhagen gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 

11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufge-
legt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Lunow-Stolzen-
hagen unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen 
Wahlvorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese 
Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 
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9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 

in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Lunow-Stolzenha-
gen  

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 
6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Lunow-Stolzenhagen gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Lunow-Stolzenhagen  mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den 
Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C.	 Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Lunow 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Lunow-Stolzenhagen gelten für die Wahl der Ortsvorste-
herin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Lunow mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvor-
stehers des Ortsteils Lunow das Gebiet dieses Ortsteils. 

2.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 
und im Ortsteil Lunow ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

3.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten. Jede Bewerberin und  jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvor-
stehers benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

4.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5.	 Die in der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberin oder den Bewerber 
für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Lunow bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Lunow 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Lunow-Stolzenhagen wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin.

8.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 20 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die Aus-
führungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 
und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

D.	 Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Stolzenhagen 

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Lunow-Stolzenhagen gelten für die Wahl der Ortsvorstehe-
rin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Stolzenhagen mit folgen-
den Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvor-
stehers des Ortsteils Stolzenhagen das Gebiet dieses Ortsteils. 

2.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 
sind und im Ortsteil Stolzenhagen ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten. Jede Bewerberin und  jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvor-
stehers benannt sein. 

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

4.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5.	 Die in der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberin oder den Bewerber 
für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
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teils Stolzenhagen bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil 
Stolzenhagen wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht. 

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Lunow-Stolzenhagen wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7.	 Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunterschriften bei-
zufügen.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz 

Wahl der Gemeindevertretung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters in der Gemeinde Niederfinow am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Niederfinow  und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Niederfinow,
	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Niederfinow,

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Niederfinow  
1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-

meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 

2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 32 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthal-
ten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
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Angaben enthalten.
5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 12 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Nieder-
finow benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist 
nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 Bb-
gKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei 
eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der Zustim-
mungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften 
anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die

–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgK-
WahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.
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7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindes-
tens einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im 
Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistags-
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Niederfinow durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertre-
ter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Niederfinow durch mindestens eine Gemeindevertrete-
rin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Gemeindevertretung 
Niederfinow vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Niederfinow  so ist auch die Wählergruppe, für die er 
bei der Wahl zur Gemeindevertretung Niederfinow antritt, von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er auf-
grund eines Wahlvorschlages dieser Wählergruppe zum ehrenamtli-
chen Bürgermeister der Gemeinde Niederfinow gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 
11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufge-
legt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Niederfinow 
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
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son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 

in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Niederfinow  

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Nieder-
finow gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 

des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Niederfinow  mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den 
Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 16 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz 
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Wahl der Stadtverordnetenversammlung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/ 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters in der Stadt Oderberg am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oderberg und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Stadt Oderberg,
	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Stadt Oderberg,

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oderberg 

1.	 Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten 
	 Es sind insgesamt 12  Stadtverordnete zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 
2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 18 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Britz benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.
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6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung 
ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgK-
WahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 

Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
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im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens 
einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreis-
tag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder 
in der Stadtverordnetenversammlung Oderberg durch mindestens 
eine Stadtverordnete oder durch mindestens einen Stadtverordne-
ten seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Stadt-
verordnetenversammlung Oderberg durch mindestens eine Stadt-
verordnete oder durch mindestens einen Stadtverordneten seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erforder-
nis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Stadtverordnetenver-
sammlung Oderberg vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Stadtverord-
netenversammlung Oderberg, so ist auch die Wählergruppe, für die 
er bei der Wahl zur Stadtverordnetenversammlung Oderberg antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn 
er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Wählergruppe zum ehren-
amtlichen Bürgermeister der Stadt Oderberg gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 
11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oderberg 
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 

in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.
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B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Stadt Oderberg  

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7, 9 und 10 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Oderberg gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Oderberg mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz 

Wahl der Gemeindevertretung und der ehrenamtlichen Bürgermeisterin/des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters in der Gemeinde Parsteinsee am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 20. Februar 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die 
Wahlzeit

	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 
landesweiten Kommunalwahlen 2019 vom 15.08.2018 (GVBl. II Nr. 
52/18) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Parsteinsee  und
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Parsteinsee,
	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Parsteinsee,

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vorge-

nannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung bestimmt 
hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die 
Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Parsteinsee  

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Im Wahlgebiet besteht ein Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 
2019, 12 Uhr, bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Am-
tes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz 
schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-
Oderberg durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller 
am Zusammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donners-
tag, den 21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen 
muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
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werbers in erkennbarer Reihenfolge,
b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-

gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes.
	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-

zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten und  darf höchstens insgesamt 12 Bewerberin-
nen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Par-
steinsee benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 7).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 

dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung 
ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Beschei-
nigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgK-
WahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Barnim wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.
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7.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die 
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhänge-
rinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 17.08.2018 (Bekanntmachung des Wahltages) 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im 19. Deutschen 
Bundestag oder im 6. Landtag Brandenburg durch mindestens eine 
im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder durch mindes-
tens einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im 
Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens eine Kreistags-
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Parsteinsee durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertre-
ter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17.08.2018 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Parsteinsee durch mindestens eine Gemeindevertrete-

rin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genann-
ten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17.08.2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Kreistag des Landkreises Barnim oder in der Gemeindevertretung 
Parsteinsee vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Parsteinsee  so ist auch die Wählergruppe, für die er 
bei der Wahl zur Gemeindevertretung Parsteinsee antritt, von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er auf-
grund eines Wahlvorschlages dieser Wählergruppe zum ehrenamt-
lichen Bürgermeister der Gemeinde Parsteinsee gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der vorstehen-
den Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch, den 20. 
März 2019, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, zu leisten.

	 Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde Amt Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstraße 
11, 16230 Britz, spätestens bis zum Mittwoch, den 20. März 
2019, 16 Uhr, vorzulegen.

	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 
von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Britz-Chorin-
Oderberg, Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz, Raum 1.20 aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung »Einzelwahlvorschlag« anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
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einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Parsteinsee un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.9	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, 

können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2019, 16.30 Uhr 

in öffentlicher Sitzung in 16230 Britz, Rathaus, Eisenwerkstraße 11 

über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Parsteinsee  

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Parstein-
see gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Parsteinsee  mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den 
Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind 
mindestens 16 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert 
werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Britz-Chorin-Oderberg 
Brigitte Reibeholz

— Ende der amtlichen Bekanntmachungen —


